
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Markus Frohnmaier, Dietmar Friedhoff, 
Edgar Naujok, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/457 –

Regierungskonsultationen und Regierungsverhandlungen über die 
entwicklungspolitische Zusammenarbeit im Jahr 2021

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Fragesteller interessieren sich für die im Jahr 2021 von der Bundesregie-
rung durchgeführten Regierungskonsultationen und Regierungsverhandlungen 
über die entwicklungspolitische Zusammenarbeit.

1. Welche Regierungsverhandlungen über die entwicklungspolitische Zu-
sammenarbeit hat die Bundesregierung im Jahr 2021 geführt?

a) Mit welchen Kooperationspartnern wurden diese geführt?

b) In welchem Zeitraum und an welchem Ort fanden die Regierungs-
verhandlungen jeweils statt?

c) Welche Mittel für die Technische Zusammenarbeit (TZ) wurden im 
Rahmen der jeweiligen Regierungsverhandlung zugesagt, mit welchen 
Maßnahmen und Vorhaben sind diese jeweils verbunden, und für wel-
che Zeiträume gelten die erteilten Zusagen?

d) Welche Mittel für die Finanzielle Zusammenarbeit (FZ) wurden im 
Rahmen der jeweiligen Regierungsverhandlung zugesagt, mit welchen 
Maßnahmen und Vorhaben sind diese jeweils verbunden, und für wel-
che Zeiträume gelten die erteilten Zusagen?

e) Welche Ressorts der Bundesregierung waren an den Regierungs-
verhandlungen jeweils beteiligt?

g) Für welche der im Rahmen der jeweiligen Regierungsverhandlungen 
getätigten Zusagen wurden bereits welche völkerrechtlichen Überein-
künfte getroffen?

h) Welche weiteren (völker)rechtlich bindenden Übereinkünfte und Ver-
einbarungen wurden im Rahmen der jeweiligen Regierungsverhand-
lung geschlossen?

Die Fragen 1, 1a, 1b, 1e, 1g und 1h sowie in Teilen die Fragen 1c und 1d wer-
den zusammengefasst in Anlage 1a dargestellt. Antworten zu den Fragen 1c 
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und 1d, die sich nicht aus Anlage 1a ergeben, werden in Anlage 1b für die 
Technische Zusammenarbeit (TZ) und in Anlage 1c für die Finanzielle Zusam-
menarbeit (FZ) beantwortet.

f) Welche wesentlichen Entscheidungen, Absprachen und Stellungnah-
men sind in den unterzeichneten Protokollen der Regierungsverhand-
lungen jeweils niedergeschrieben?

In den Protokollen der Regierungsverhandlungen werden die Ergebnisse der 
Gespräche und Verhandlungen schriftlich niedergelegt (vgl. § 4 der Richtlinien 
für die Behandlung völkerrechtlicher Verträge – RvV). Zu den Inhalten der Ver-
handlungen wird auf Ziffer 20 der Leitlinien für die bilaterale Finanzielle und 
Technische Zusammenarbeit mit Kooperationspartnern der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit (FZ/TZ-Leitlinien, www.bundesregierung.de/breg-de/ser
vice/publikationen/leitlinien-fuer-die-bi-laterale-finanzielle-und-tech-nische-z
u-sammen-arbeit-mit-ko-operations-partnern-der-deutschen-ent-wicklungs-zusa
mmenarbeit-1939382) verwiesen.

2. Welche Inhalte wurden in den auf die Zusagen des Jahres 2021 bezogenen 
völkerrechtlichen Übereinkünften jeweils vereinbart?

a) Auf welche Entwicklungsmaßnahmen und Vorhaben sind diese jeweils 
bezogen?

b) Welche Zielsetzung wurde jeweils vereinbart?

c) Welcher Verwendungszweck wurde jeweils vereinbart?

d) Welcher Umfang des deutschen Beitrags wurde jeweils vereinbart?

e) Welche Leistungen des Kooperationspartners wurden jeweils verein-
bart?

f) Zu welchen vereinbarten Entwicklungsmaßnahmen und Vorhaben 
wurden bereits (Durchführungs-)Vereinbarungen mit den deutschen 
Durchführungsorganisationen geschlossen?

Die Fragen 2 bis 2f werden gemeinsam beantwortet.
Für Neuzusagen des Jahres 2021 im Sinne der Fragestellenden sind bislang 
noch keine völkerrechtlichen Übereinkünfte vereinbart worden. Völkerrecht-
liche Übereinkünfte über die Finanzielle Zusammenarbeit werden im Bundes-
gesetzblatt II veröffentlicht (vgl. Ziffer 35 der FZ/TZ-Leitlinien).

3. Ab welchem Zeitpunkt wird eine Zusage der Bundesregierung über die 
entwicklungspolitische Zusammenarbeit (völker)rechtlich bindend (bitte 
ggf. für TZ und FZ beantworten)?

Eine Zusage wird bindend mit dem Datum der beiderseitigen Unterzeichnung 
der völkerrechtlichen Übereinkunft bzw. mit der Mitteilung der innerstaatlichen 
Ratifizierung im Partnerland, wenn diese erforderlich ist.

4. Auf welche Arten ist es der Bundesregierung möglich, einem Koopera-
tionspartner (Partnerstaat) Zusagen der entwicklungspolitischen Zusam-
menarbeit zu erteilen (bitte Handlungsmöglichkeiten abschließend und er-
läuternd darstellen)?

Es wird auf Ziffer 20 der FZ/TZ-Leitlinien verwiesen.
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5. Welche Regierungsverhandlungen über die entwicklungspolitische Zu-
sammenarbeit sind für das Jahr 2022 und darüber hinaus bereits abschlie-
ßend geplant?

Die Fragen 5 bis 5d werden zusammengefasst in Anlage 2 beantwortet. Sie 
geben den gegenwärtigen Planungsstand wieder.

a) Mit welchen Kooperationspartnern sind diese geplant?

b) In welchem Zeitraum und an welchem Ort sollen diese nach bisheriger 
Planung stattfinden?

c) Gingen den geplanten Regierungsverhandlungen bereits Regierungs-
konsultationen voraus, und wenn ja, mit welchem Zweck, und wel-
chen Inhalten?

In der Regel finden Regierungskonsultationen vor Regierungsverhandlungen 
statt, um einen Dialog über das gemeinsame Portfolio und die weitere thema-
tische Ausrichtung der Zusammenarbeit zu führen und Regierungsverhandlun-
gen inhaltlich vorzubereiten.

d) Wurden im Vorfeld der geplanten Regierungsverhandlungen von der 
Bundesregierung Absichtserklärungen abgegeben, und wenn ja, wel-
che?

Nein.

6. Wie häufig wurden die „Leitlinien für die bilaterale Finanzielle und Tech-
nische Zusammenarbeit mit Kooperationspartnern der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit“, also die sogenannten FZ- bzw. TZ-Leitlinien (vgl. 
https://www.bmz.de/de/aktuelles/publikationen/publikationen-reihen/leitli
nien-tz-fz-85392), seit dem Jahr 2007 verändert?

Welche Regelungen der FZ- bzw. TZ-Leitlinien wurden aus welchen 
Gründen wie geändert?

Die FZ/TZ-Leitlinien aus dem Jahr 2007 wurden einmalig 2021 überwiegend 
redaktionell angepasst, um sie auf einen aktuellen Stand zu bringen.
Gründe für die Anpassungen waren Bezüge zu maßgeblichen internationalen 
politischen Beschlüssen seit 2007 (z. B. Agenda 2030, Pariser Klimaüberein-
kommen), Aktualisierungen der darin genannten Kapitel- und Titelstruktur des 
Bundeshaushaltsplans, Überarbeitungen der Textziffern, die die Pflicht zum 
Abschluss völkerrechtlicher Vereinbarungen konkretisieren sowie der Finanzie-
rungskonditionen der FZ. Weitere Gründe waren Aktualisierungen von Organi-
sationsbezeichnungen sowie stilistische Vereinfachungen und Anpassungen.

7. Hat die Bundesregierung in den Jahren 2020 und 2021 bereits zugesagte 
Mittel der Technischen und Finanziellen Zusammenarbeit reprogram-
miert?

a) Wenn ja, in welcher Höhe wurden bereits zugesagte Mittel für welche 
entwicklungspolitischen Maßnahmen und Vorhaben in welchem Part-
nerstaat reprogrammiert?

Die Fragen 7 und 7a werden für die Technische Zusammenarbeit (TZ) zusam-
mengefasst in der Anlage 3a beantwortet.
Die Beantwortung der Frage 7a für die Finanzielle Zusammenarbeit (FZ) kann 
nach sorgfältiger Abwägung des parlamentarischen Informationsanspruchs mit 
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dem Interesse der Bundesregierung an einer funktionsgerechten und adäquaten 
Aufgabenwahrnehmung nicht offen erfolgen. Es wird auf die als „Verschluss-
sache – Nur für den Dienstgebrauch“ eingestufte Anlage 3b verwiesen, die 
separat an den Deutschen Bundestag übersandt wird.*
Von der Reprogrammierung von Mitteln der Finanziellen Zusammenarbeit 
waren auch Zuschüsse für zinsverbilligte Darlehen betroffen. Konditionen für 
zinsverbilligte Darlehen werden individuell an das Partnerland und die jeweili-
gen Projektanforderungen angepasst. Der Zinssatz liegt bei sogenannten Ent-
wicklungskrediten unter dem geltenden Durchschnittssatz für marktübliche 
Kredite. Weitergehende Informationen unterliegen dem Bankgeheimnis und 
vertraglichen Vertraulichkeitsanforderungen, an die die KfW rechtlich gebun-
den ist. Vor diesem Hintergrund kann eine Veröffentlichung über die Höhe die-
ser Zuschusskomponente nach sorgfältiger Abwägung des parlamentarischen 
Informationsanspruchs mit dem Interesse der Bundesregierung an einer funk-
tionsgerechten und adäquaten Aufgabenwahrnehmung in der Entwicklungszu-
sammenarbeit nicht erfolgen. Diese Vertraulichkeit macht einen Vertragsschluss 
erst möglich und wird daher von der KfW bei Vertragsschluss zugesagt. Ließe 
die KfW eine Veröffentlichung von vertraulichen Informationen zu, würde dies 
das Vertrauensverhältnis mit dem entsprechenden Partner und potenziellen zu-
künftigen Vertragspartnern, auf deren Zusammenarbeit die KfW angewiesen 
ist, wesentlich beschädigen. Der potenzielle Vertrauensverlust in die KfW als 
Partnerin in der Entwicklungsfinanzierung im Auftrag des Bundes würde die 
Bundesregierung in der funktionsgerechten und adäquaten Wahrnehmung ihrer 
entwicklungspolitischen Aufgaben im Bereich der Finanziellen Zusammen-
arbeit beeinträchtigen. Ferner würden auch fiskalische Interessen des Bundes 
durch die Mitteilung der streng vertraulichen Zuschusskomponente konkret ge-
fährdet. Mit der Offenlegung bestünde das nahe liegende Risiko, dass bei Be-
kanntwerden der streng vertraulichen Zuschusskomponente andere Partner der 
KfW Finanzierungskonditionen in der EZ infrage stellen, indem sie beispiels-
weise günstigere Konditionen für sich fordern. Dies könnte neben den KfW-
eigenmittelfinanzierten Förderkrediten auch haushaltsmittelfinanzierte Instru-
mente der FZ betreffen.

b) Wenn ja, was war jeweils der Hintergrund der Reprogrammierung?

Die Reprogrammierung von Mitteln der FZ und der TZ war grundsätzlich seit 
1. Januar 2020 nicht mehr möglich. Aufgrund der außergewöhnlichen globalen 
pandemischen Lage seit März 2020 wurde die Reprogrammierung noch nicht 
verfallender Verpflichtungen vorübergehend bis 31. Dezember 2021 wieder zu-
gelassen. Die Reprogrammierungen kamen Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der Corona-Pandemie zugute.

c) Wenn ja, sind die reprogrammierten Mittel der Finanziellen Zusam-
menarbeit Darlehen oder Zuschüsse?

Es wurden Darlehen und Zuschüsse der Finanziellen Zusammenarbeit repro-
grammiert.

* Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat die Antwort als „VS – Nur für den 
Dienstgebrauch“ eingestuft. Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann 
dort von Berechtigten eingesehen werden.
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8. Wie hoch ist das Volumen bereits zugesagter, aber vom Kooperations-
partner nicht abgerufener Mittel im Rahmen der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit nach Kenntnis oder Einschätzung der Bundesregierung 
(bitte nach FZ, TZ etc. aufschlüsseln)?

Der Mittelabruf bzw. die Mittelbereitstellung erfolgt je nach Projektfortschritt. 
Einzelheiten können über die IATI-Datenbank abgerufen werden (https://d-port
al.org/ctrack.html#view=search&reporting_ref=DE-1).
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